
Eichmann grausame Wirklichkeit werden. Dem trotz 
Freispruchs von einer Anklage nach'dem berüchtigten 
„Heimtückegesetz“ in das Konzentrationslager Dachau 
verschleppten evangelisch-reformierten Pastor Claas 
Wiltfang schickte Frankel seine Nichtigkeitsbeschwerde 
noch in das Konzentrationslager nach. Selbst vor einem 
schwangeren minderjährigen Mädchen, das er in der 
Todeszelle entbinden ließ, machte er nicht halt und ver- 
anlaßte die Vernichtung ihres jungen Lebens.

Gegenüber sog. Fremdstämmigen, gegenüber Polen, 
Tschechen, Slowaken und Juden, kannte er grundsätz­
lich keine Milde. Mit stereotypen Anträgen forderte er 
vom Reichsgericht, „Termin zu bestimmen, in dem ich 
beantragen werde, das Urteil im Strafausspruch auf­
zuheben und den Angeklagten zum Tode zu verurtei­
len“. Diesen Anträgen fielen u. a. zum Opfer: die Polen 
Stanislaw Dzwonskowski, Josef Fuczak und Stanislaw 
Klepacz sowie die tschechoslowakischen Staatsange­
hörigen Kobylka, Rudolf Meißner und Franz Vasac, von 
den vielen Juden und den sog. deutschen Volksschäd­
lingen ganz zu schweigen. Fränkel schreckte auch nicht 
davor zurück, diejenigen seiner engsten Mitarbeiter zu 
denunzieren, die seinen grausamen Maßnahmen nicht 
zu folgen schienen.

Die Kommission stellte auf Grund der ihr vorliegenden 
Dokumente fest, daß Fränkel sich des vollendeten oder 
versuchten Mordes in 34 Fällen schuldig gemacht hat. 
Er mißachtete die Regeln des Völkerrechts und verstieß 
gegen die elementarsten Prinzipien der Moral und 
Menschlichkeit. Die Tatsache, daß Fränkel genau drei 
Monate vor Ablauf der im § 116 des westdeutschen 
Richtergesetzes für den Rücktritt der in der Kriegszeit 
tätig gewesenen Juristen bestimmten Frist zum ober­
sten Ankläger der Bundesrepublik ernannt wurde, muß 
die Weltöffentlichkeit alarmieren. Fränkel wurde einer 
der höchsten Repräsentanten einer Justiz, in der immer 
noch mehr als 1150 ehemalige Sonderrichter und -Staats­
anwälte des ehemaligen Nazistaates amtieren.
Die Kommission fordert den Bundesjustizminister, die 
Bundesregierung und den Bundesrat, die Fränkel ein­
stimmig gewählt haben, auf, ihn unverzüglich aus dem 
Amt zu entfernen und der gerechten Bestrafung zu­
zuführen.
Die Kommission richtet an die Öffentlichkeit der 
Bundesrepublik und die internationale Öffentlichkeit 
die Mahnung, dieser Verhöhnung der Prinzipien des 
Rechts und der Opfer der Nazibarbarei, die neues 
Unheil befürchten läßt, Einhalt zu gebieten.
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Berufsverbot für nonkonformistische Journalisten
Bemerkungen zu einem Grundsatzurteil des Bundesgerichtshofs

Am 16. Juli 1962 beginnt vor der politischen Sonder­
strafkammer des Landgerichts Köln die erneute Ver­
handlung gegen den westdeutschen Journalisten Peter 
M e t e r .  Zusammen mit ihm wird sein Mitarbeiter 
Alfred G e c k s  vor Gericht stehen. Es ist geplant, 
gegen diese beiden aufrechten und unerschrockenen 
Antifaschisten ein vierjähriges Berufsverbot als Jour­
nalisten auszusprechen. Ein derartiges Urteil hätte 
grundsätzlichen Charakter. Es wäre das erste Berufs­
verbot gegen demokratische Journalisten seit 1945. Das 
Urteil soll für die Militaristen eine juristische Hand­
habe sein, um im Zeichen der forcierten Atomrüstung 
und Notstandsgesetzgebung künftig gegen alle non­
konformistischen Journalisten Vorgehen zu können. 
Die Reste der Presse- und Meinungsfreiheit würden auf 
diese Weise weiter eingeengt. Mit diesem Verfahren 
unternimmt ein Klassengericht des Bonner Staates im 
Interesse der bankrotten Kriegs- und Revanchepolitik 
den Versuch, der wachsenden Besorgnis in der Be­
völkerung über die westdeutsche Politik sowie den 
kritischen Stimmen, die in manchen Zeitschriften und 
Zeitungen laut werden, entgegenzuwirken.
Dieser Gesinnungsprozeß kennzeichnet den kriminellen 
Charakter des nach hitlerfaschistischem Vorbild auf­
gebauten Systems der strafrechtlichen Sondergerichte 
in Westdeutschland. Als 1959/60 die atomare Kriegs­
vorbereitung immer gefährlichere Formen annahm, ent­
schloß sich der Kommunist Peter Meter, ein im Kölner 
Gebiet bekannter und geachteter Arbeiterfunktionär, 
eine Zeitung herauszugeben. Er wollte die Menschen 
vor der gefährlichen Bonner Politik warnen und sie 
für das aktive Eintreten für eine friedliche und demo­
kratische Entwicklung gewinnen. Mit Unterstützung 
einiger Freunde gab er die „Rheinische Stimme“ her­
aus. In der Nr. 1 schrieb er zum Geleit u. a.:

„Die .Rheinische Stimme“ will dazu beitragen, daß die 
Verständigung aller Arbeiter und Arbeitervertreter in 
der gemeinsamen Tat für die elementarsten Lebens­
rechte aller deutschen Menschen endlich zustande 
kommt. Sie will helfen, die Erkenntnis zu verbreiten, 
daß auch der kleinste gemeinsame Schritt der Arbeiter 
nicht durch noch bestehende Gegensätze über Weg und 
Ziel der Arbeiterbewegung ungetan bleibt.
Die .Rheinische Stimme“ will den für sozialen Fort­
schritt und Wohlstand kämpfenden Arbeitern, Ange­
stellten und Beamten, Wissenschaftlern und Künstlern 
Echo und Stimme sein.
Die .Rheinische Stimme“ will eintreten für Frieden, 
Frieden und nochmals Frieden. Verhandeln und sich 
verständigen: das sind die ersten Schritte. Alle weiteren 
Schritte werden dann leichter sein. Die .Rheinische 
Stimme“ bemüht sich um Aufhellung der Ursachen und 
Beweggründe, die die jetzige Bundesregierung zum 
Störenfried jeder Entspannung in Deutschland und in 
der Welt machen. Überall, wo diese Störenfriede auf- 
treten, sollen sie mit Namen und Adressen genannt 
werden.
Die .Rheinische Stimme“ will durch ihre Publikationen 
und Informationen die Erkenntnis vermitteln und den 
Willen wecken, daß eine Bundesregierung entsteht, die 
mit demokratischen und friedlichen innen- und außen­
politischen Zielen eine radikale Neuorientierung der 
Politik durchsetzt.
Nicht noch einmal dürfen die sozialistisch denkenden 
Menschen, die Christen und Nichtchristen, die Arbeiter, 
Bauern und Intellektuellen erst hinter Gittern und 
Stacheldraht oder in der Asche eines atomaren Feuer­
regens zur Vernunft kommen. Dann wäre es mit aller 
anwendbaren Erkenntnis zu spät.“
Kaum waren im April 1960 zwei Auflagen der „Rheini­
schen Stimme“ erschienen, als auch schon die politische 
Polizei in Köln, die besonders stark von SS- und 
Gestapoleuten durchsetzt ist, Peter Meter festnahm. 
Acht Monate war er in Untersuchungshaft, ehe am
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